Tätigkeitsbericht

Am letzten Verbandstag gab der Tätigkeitsbericht Anlass zu einiger Kritik. Bemängelt wurden die vielen im Bericht unübersichtlich geordneten Fakten, das Erwähnen von zum Teil gewerkschaftlich bedeutungslosen Nebensächlichkeiten und die fehlende Gesamtbeurteilung der gewerkschaftlichen Tätigkeit. Mit dem nun vorliegenden Bericht haben wir dieser Kritik Rechnung getragen.
Eine bessere Lesbarkeit wurde zweifellos dadurch erreicht, dass der allgemeine Teil nicht mehr die deutsch- und die französischsprachige Fassung enthält. Es wurden nun zwei separate Ausgaben erstellt, jede ergänzt mit der Berichterstattung über die Tätigkeit der Sektionen. Diese Berichterstattung wurde aus Gründen der Übersicht auf andersfarbigem Papier gedruckt. Geändert wurde auch der Aufbau des Berichtes, indem der Teil über die Organisation und Verwaltung am Schluss des allgemeinen Berichtes eingeordnet wurde. Der Leistungsausweis der Sektionen wurde nach Sachgebieten gegliedert; auf diese Weise lassen sich Quervergleiche leichter ziehen.
Insbesondere im Kapitel „Organisation und Verwaltung“ erfolgte eine Straffung der Information. Dafür wurde die gewerkschaftspolitische Berichterstattung im allgemeinen wie im sektionsbezogenen Teil ausgebaut. Insgesamt ist der Bericht wesentlich umfangreicher, auch wenn die beiden separaten Ausgaben in Deutsch und Französisch - jede für sich - weniger Seiten aufweisen als die bisherige zweisprachige Ausgabe.
Dem Bericht ist eine summarische Bilanz der gewerkschaftlichen Tätigkeit vorangestellt. Darin werden die prioritären Forderungen in den Schwerpunkten der gewerkschaftlichen Tätigkeit behandelt und eine Reihe weiterer Aktivitäten zusammengefasst. Die summarische Bilanz wurde ergänzt mit einer Übersicht über die eidgenössischen Volksabstimmungen 1982 bis 1984 und mit einer tabellarischen Darstellung der durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit im Organisationsgebiet des VPOD, Stand 1.Januar 1985. Solche tabellarische Zusammenstellungen - vor allem über gewerkschaftliche Forderungspunkte - sollen inskünftig noch zahlreicher in den Tätigkeitsbericht Eingang finden. Diese Tabellen dienen nicht nur als Leistungsausweis; sie machen den Tätigkeitsbericht auch zu einem nützlichen Nachschlagewerk.
Trotz weiterem Ausbau des Tätigkeitsberichtes wird er aber dennoch nie die gesamte gewerkschaftliche Arbeit widerspiegeln können. Ich denke insbesondere an die unzähligen, oft rechtzeitraubenden Interventionen für einzelne Mitglieder bei Arbeitgebern und Behörden. Die statistisch erfassten Rechtsschutzfälle stellen lediglich die Spitze des Eisberges in den Wogen der Konfrontation zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaft dar. Aber auch die Spitze dieses Eisberges ist gewachsen: Die eingereichten Rechtsschutzgesuche, denen Konflikte im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis zugrunde liegen, stiegen in der Berichtsperiode 1982 bis 1984 gegenüber der vorangegangenen Dreijahresperiode um gut 1 5 Prozent, das heisst auf rund 440 Fälle. Der kollegiale Beistand für Mitglieder in Not und Schwierigkeiten ist der wichtigste Mitgliederdienst der Gewerkschaft. Dabei kann die Gewerkschaft den Beweis erbringen, dass sie mehr ist als eine Versicherung.
Der schriftliche Bericht legt Rechenschaft über die Tätigkeit bis Ende 1984 ab. Darin sind auch gewerkschaftliche Bemühungen und Aktionen enthalten, die noch im Gange waren, jedoch inzwischen abgeschlossen sind. Zu erwähnen sind vor allem drei Beispiele, zwei mit negativem und ein Beispiel mit positivem Ergebnis.
Am Wochenende vom 9./10.März dieses Jahres lehnten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger die Ferien-Initiative des SGB und der SPS ab. Die Arbeitgeber und die ihre Interessen vertretenden politischen Parteien sind gegen die Ferien-Initiative des SGB und der SPS Sturm gelaufen. Sie schürten bei der Bevölkerung die Angst um den Arbeitsplatz und um die Beschäftigungschancen von älteren Arbeitnehmern. Angst ist kein guter Ratgeber. Sie löst keine Probleme, sondern verdrängt sie höchstens. Wir halten an der Forderung nach mehr Ferien fest. Und wir nehmen die Arbeitgeber beim Wort, dass die Ferienregelung in erster Linie Gegenstand von Vereinbarungen zwischen Vertrags- und Verhandlungspartnern sein soll.
Das zweite negative Beispiel ist die Ablehnung der VPOD-Initiative betreffend gleiche Grundausbildung für Mädchen und Knaben anfangs Mai im Kanton Luzern. Nur wenige Kantone kennen die Gleichstellung der Geschlechter in der Ausbildung und erfüllen damit diesbezüglich die seit 1981 in der Bundesverfassung garantierte Gleichheit von Mann und Frau. Der Staat verlangt vom einzelnen die Respektierung der Gesetze, dies hindert offenbar die Mehrheit der Kantone nicht, ihrerseits die Bundesverfassung zu missachten. Dass die Exekutive und das Parlament des Kantons Luzern die VPOD-Initiative zur Ablehnung empfohlen haben - eine Initiative, die Art. 4, Absatz 2 der Bundesverfassung in einem wichtigen Bereich verwirklichen sollte - ist ein Armutszeugnis für die Behandlung eines verfassungsmässigen Auftrages.
Das positive Beispiel stellt die Vereinbarung vom 8. März 1985 zwischen der Regierung des Kantons Genf und dem Cartel intersyndical des Staatspersonals dar. Diese Vereinbarung ist in zweifacher Hinsicht aussergewöhnlich: zum einen in bezug auf den Inhalt und zum andern bezug auf das Zustandekommen.
Von den zahlreichen Verbesserungen der Arbeitsbedingungen seien nur die wichtigsten erwähnt: ab 1988 40-Stunden-Woche, etappenweise Erhöhung des Ferienanspruchs bis zu 5 Wochen für alle ab 1989, unbezahlter Urlaub von einem Jahr mit Arbeitsplatzgarantie, Lohnerhöhung für untere Besoldungsklassen ab 1987, Festhalten am integralen Teuerungsausgleich mit Nachteuerungszulage und Schaffung von über 130 neuen Lehrerstellen bis 1988 im Zusammenhang mit der Arbeitszeitverkürzung und der Senkung der Klassenbestände auf höchstens 20 Schüler. Die VPOD-Sektion Genf, die massgeblich am Zustandekommen der Vereinbarung beteiligt war, verdient dafür die Anerkennung des gesamten Verbandes.
Die Vereinbarung ist für die Schweiz einzigartig Eine kantonale Regierung und Personalorganisationen verschiedenster Art schliessen einen Vertrag mit gesamtarbeitsvertraglichem Charakter ab. Was im Kanton Genf möglich ist, sollte auch anderswo im öffentlichen Sektor machbar sein. Wenn es darum geht, das öffentliche Personal als gleichberechtigte Verhandlungs- oder gar Vertragspartner zu anerkennen, berufen sich öffentliche Arbeitgeber stets auf die politische Demokratie mit den Entscheidungsrechten des Souveräns oder des Parlamentes. Für jene, die im Dienst unseres demokratischen Staatswesens stehen, ist es besonders schwer verständlich, dass für sie Demokratie Bevormundung bei Entscheiden über Fragen des Dienstverhältnisses bedeuten soll. Das Genfer Beispiel zeigt, dass dort, wo die politische Behörde als Arbeitgeber handelt, der Entscheidungsprozess keine Einbahnstrasse für die politische Instanz sein muss, sondern ein Weg sein kann, der von beiden Seiten beschritten zu einem guten Resultat führt. 
Der Tätigkeitsbericht wird vom Verbandssekretariat erstellt und vom Verbandsvorstand dem Verbandstag zur Genehmigung unterbreitet. Die Substanz des Berichtes hängt aber in erster Linie von der gewerkschaftlichen Arbeit der Sektionen und ihrer Mitglieder ab. Allen, die dazu beigetragen haben, sei an dieser Stelle gedankt. Die besten Absichten der Verbandsorgane taugen wenig, wenn die Mitgliedschaft nicht aktiv an deren Verwirklichung mitwirkt. Dass der VPOD in der Lage ist, die Interessen seiner Mitglieder zu vertreten, wird uns selbst von Arbeitgeberseite bestätigt. Ein Mitglied der Exekutive der Stadt Luzern verkündete vor einiger Zeit öffentlich: Er wünsche keinem Arbeitgeber, dass er den VPOD in seinem Betrieb habe. Ein überzeugenderes Werbeargument für den Beitritt zum VPOD gibt es kaum. Sorgen wir dafür, dass alle Arbeitgeber im Organisationsbereich unseres Verbandes Gelegenheit haben, den VPOD als starke Gewerkschaft kennenzulernen.
Walter Renschler.
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